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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Administrative Erleichterungen und Entlastung des Bundeshaushalts

Zur mittel- bis langfristigen Erhöhung des Spielraums im Bundeshaushalt präsentierte
der Bundesrat 2017 eine Liste von strukturellen Reformen in der Bundesverwaltung.
Darin sah er vor, Ausgabenbindungen zu lockern, organisatorische Anpassungen in der
Bundesverwaltung vorzunehmen und Effizienzsteigerungen anzustreben. Die meisten
Anpassungen konnten ohne Gesetzesänderung vorgenommen werden, für die
verbleibenden sechs Bereiche präsentierte der Bundesrat 2019 das «Bundesgesetz
über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts». Darin
waren eine Aufhebung von Bürgschaftsbestimmungen, eine Zusammenlegung von
Regelungen zu den Beiträgen an subventionsberechtigte Arbeiten der Kantone, eine
Schliessung von Lücken im Subventionierungsgesetz, eine Möglichkeit zur Veranlagung
im Tabaksteuergesetz, eine Änderung bei der Berechnung des Bundesanteils an den
BIF-Einlagen sowie eine Abrechnung der Leistungen des Dienstes ÜPF über Pauschalen
sowie die Übertragung der Bestimmungen zur Analyse der Überwachungsdaten im
Verarbeitungssystem aus der Verordnung ins ÜPF-Gesetz enthalten. Während der erste
Teil der Vorlage zu relativ wenig Diskussionen führte und in der Frühjahrssession 2021
von beiden Kammern verabschiedet wurde, wies der Nationalrat die Aufnahme der
Analysebestimmungen ins Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs der KVF-NR zur Vorberatung zu. So war unklar, ob die in der
Verordnung bestehenden Regeln mit der bundesrätlichen Formulierung nur ins Gesetz
übertragen oder gar ausgeweitet würden. Nachdem der Nationalrat die
Bearbeitungsfunktion im Verarbeitungssystem noch etwas konkretisiert und
ausformuliert hatte und damit überzeugt war, dass es sich nur um eine Übertragung der
bestehenden Berechtigungen handelt – was eine linke Kommissionsminderheit und
anschliessend eine Minderheit aus SP, Grünen und GLP im Nationalrat bestritt – ,
nahmen National- und Ständerat die Bestimmung deutlich an.
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.01.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im August 2020 folgte die Botschaft zum Bundesgesetz über administrative
Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts zur Umsetzung derjenigen
strukturellen Reformen in der Bundesverwaltung, die eine Gesetzesänderung
benötigten. Ziel dieses Mantelerlasses war es, den Bundeshaushalt zu entlasten, wobei
jedoch unklar blieb, wie hoch diese Entlastung wirklich ausfallen würde. Dies hänge von
der Teuerung ab, erklärte der Bundesrat in der Botschaft. Geändert werden sollten
folgende Gesetzesbestimmungen:

Die Bürgschaftsbestimmungen verschiedener Bundesgesetze standen als Reaktion auf
die Aufarbeitung der Hochseeschifffahrtskrise zur Debatte. In deren Rahmen hatte die
FinDel dem Bundesrat empfohlen, zukünftig auf weitere Solidarbürgschaften zu
verzichten und bestehende in einfache Bürgschaften umzuwandeln. Vorhandene
Gesetzesgrundlagen für Bürgschaften im Kulturförderungsgesetz, im Filmgesetz und im
Umweltschutzgesetz sollten im Rahmen der aktuellen Vorlage aufgehoben werden, da
sie in absehbarer Zeit voraussichtlich nicht angewendet würden. 

Die Änderung des Geoinformationsgesetzes war nötig geworden, weil die Regelungen
zu den Beiträgen an subventionsberechtigte Arbeiten der Kantone an vier
verschiedenen Orten aufgeführt waren (Bundesgesetz GeoIG, Verordnung der
Bundesversammlung FVAV, zwei Verordnungen des Bundesrates GeoIV, VAV).
Problematisch war dabei insbesondere das FVAV, da die Bundesversammlung eigentlich
keine Detailregelungen vornimmt. Weil sich die amtliche Vermessung rasch wandle und
unter anderem auch das alte Datenmodell abgelöst werden solle, sollte zukünftig der
Bundesrat für die entsprechenden Regelungen zuständig sein und die Neuregelung
entsprechend ausserhalb des FVAV in einer Verordnung des Bundesrates zu liegen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.08.2020
ANJA HEIDELBERGER
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kommen.

Mit der Änderung des Subventionsgesetzes sollten zwei von der EFK entdeckte Lücken
bei der Subventionierung geschlossen werden: Erstens sollte die Auskunftspflicht von
Subventionsempfängerinnen und -empfängern auf Dritte ausgedeht werden, sofern
diese von den Empfängerinnen und Empfängern zur Aufgabenerfüllung beigezogen
wurden. Zweitens sollten die Subventionsbehörden die Prüfung der Verwendung der
Gelder basierend auf einem zu erstellenden Prüfkonzept vornehmen. 

Da zahlreiche steuerpflichtige Herstellerinnen und Hersteller von Tabakprodukten die
monatliche Steueranmeldung auch nach der letzten Mahnung nicht vornehmen, sollten
diese durch eine Änderung des Tabaksteuergesetzes zukünftig veranlagt werden
können, wie es zum Beispiel bei der Biersteuer bereits der Fall sei. 

Änderungen waren auch im Eisenbahngesetz und im Bahninfrastrukturfondsgesetz
vorgesehen: Die Finanzierung des BIF durch den Bundeshaushalt und die
Mineralölsteuern sei aktuell abhängig vom realen BIP sowie vom Bahnbau-
Teuerungsindex, erklärte der Bundesrat. Da die Bahnbauteuerung in den letzten Jahren
durchschnittlich 0.2 Prozentpunkte höher gewesen sei als die
Konsumentenpreisteuerung, seien die BIF-Einlagen schneller gestiegen als die
Bundeseinnahmen, was zu mehr gebundenen Ausgaben geführt habe. Deshalb schlug
der Bundesrat zwei Varianten für eine Änderung der Finanzierung vor: Entweder sollte
nur die Hälfte der Veränderung des realen BIP angerechnet werden oder die Teuerung
sollte nicht mehr aufgrund der Bahnbauteuerung, sondern aufgrund des LIK
angerechnet werden. Der Bundesrat bevorzugte die zweite Variante, da dadurch die
Verdrängung anderer Ausgaben aus dem Bundeshaushalt unterbunden werden könne,
solange der LIK in etwa der Bahnbauteuerung entspreche.
Ein weiterer Punkt betraf die Darlehen für Investitionen in die Bahninfrastruktur; diese
sollten zukünftig vollständig in den BIF übertragen werden können, was bisher nicht
möglich gewesen war.

Die Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Überwachung des Post-und
Fernmeldeverkehrs wurde einerseits aufgrund der komplizierten, aufwändigen und
intransparenten Gebührenstruktur des Dienstes ÜPF nötig. Zukünftig sollten die
entsprechenden Leistungen neu über Pauschalen abgerechnet werden können, die
überdies aufgrund des auch nach der Schaffung des BÜPF weiter bestehenden tiefen
Kostendeckungsgrades mit der Zeit erhöht werden sollten. Andererseits hatte sich die
Arbeitsgruppe Finanzierung FMÜ, welche der Bundesrat mit den entsprechenden
Abklärungen beauftragt hatte, auch an der fehlenden gesetzlichen Grundlage für die
Analyse der Überwachungsdaten im Verarbeitungssystem des Dienstes ÜPF gestört;
eine solche sollte entsprechend ebenfalls geschaffen werden. 1

In der Wintersession 2020 behandelte der Nationalrat als Erstrat das Bundesgesetz
über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts. Jean-
Paul Gschwind (cvp, JU) und Peter Schilliger (fdp, LU) erläuterten die Vorlage und
betonten, dass diese den Bundeshaushalt zwar insgesamt entlasten werde, es jedoch
unklar sei, wie stark – zudem falle die Entlastung vermutlich geringer aus, als viele
gehofft hätten, erklärte Gschwind. Das Ziel seien denn auch nicht signifikante
Einsparungen, sondern die Steigerung der Personaleffizienz um 2 Prozent pro Jahr. In
der Folge zeigten sich die meisten Fraktionssprecherinnen und -sprecher in der Tat
nicht begeistert vom Ausmass der Einsparungen, zeigten jedoch Verständnis für die
Problematik und sagten der vorliegenden Revision ihre Unterstützung zu. 
Die FK-NR hatte sich zuvor entschieden, die Einführung von Pauschalen bei der
Berechnung der Kostenbeteiligung für die Post- und Fernmeldeüberwachung (ÜPF), der
aber eben auch eine gesetzliche Grundlage für die Analyse der Überwachungsdaten im
ÜPF-Verarbeitungssystem hinzugefügt worden war, in ein separates zweites Teilprojekt
zu verschieben; dieses zweite Teilprojekt sollte wegen der Analyse der
Überwachungsdaten zudem an die RK-NR zur Vorberatung zurückgewiesen werden. Die
Aufteilung hiessen die Sprechenden gut, zumal die Massnahme selbst insbesondere auf
der linken Ratsseite auf Kritik stiess: Eine solche Änderung wäre «definitiv nicht einfach
ein administrativer Akt», kritisierte etwa Felix Wettstein (gp, SO) und Céline Widmer (sp,
ZH) ergänzte, dass nicht gleichzeitig mit den übrigen eher technischen Massnahmen
auch die Rechtsgrundlage für eine Analyse der ÜPF-Daten bezüglich
Personennetzwerken sowie Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten von
überwachten Personen geschaffen werden könne. Stillschweigend nahm der Rat den
Rückweisungsantrag für das zweite Teilprojekt an. 

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Zum ersten Teilprojekt lagen zwei Minderheitsanträge Wettstein bezüglich des
Eisenbahngesetzes und des Bahninfrastrukturfondsgesetzes vor, die darauf abzielten,
das heutige Investitionsniveau im Bereich des öffentlichen Verkehrs zu halten; durch
eine Umstellung des Berechnungsmasses vom Bahnbau-Teuerungsindex auf den LIK
würde das Investitionsniveau um CHF 20 bis 30 Mio. reduziert, argumentierte
Wettstein. Der Nationalrat sprach sich mit 157 zu 29 Stimmen und mit 156 zu 29
Stimmen gegen die Minderheitsanträge aus, diese fanden lediglich bei der geschlossen
stimmenden Grünen-Fraktion und bei je einem Mitglied der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktion Anklang. Alle übrigen Massnahmen hiess der Nationalrat stillschweigend
gut und nahm den Entwurf in der Gesamtabstimmung einstimmig an. 2

In der Frühjahrssession 2021 konnte das Parlament das Bundesgesetz über
administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts bereits
bereinigen – jedoch vorerst noch ohne die Bestimmungen zur Einführung von
Pauschalen bei der Berechnung der Kostenbeteiligung für die Post- und
Fernmeldeüberwachung (ÜPF), die der Nationalrat in ein zweites Projekt ausgelagert
und dieses der RK-NR zur Vorberatung zugewiesen hatte. 
Die verbliebenen Bestimmungen waren im Ständerat nicht umstritten. Die FK-SR hatte
sich zuvor einstimmig für den Entwurf ausgesprochen. Finanzminister Maurer wies
noch einmal darauf hin, dass mit diesem Gesetz zwar «nur» ein tiefer dreistelliger
Millionenbetrag eingespart werden könne, dass damit aber Prozesse und Abläufe
optimiert werden könnten. Der Prozess sei deshalb wertvoll, weil sich die gesamte
Verwaltung mit dem Thema «Effizienzsteigerung» befasst habe. Einstimmig, mit 43 zu 0
Stimmen, nahm der Ständerat den Entwurf an. 
Auch in den Schlussabstimmungen hiess das Parlament das Gesetz ohne Gegenstimmen
gut (Ständerat: 44 zu 0 Stimmen; Nationalrat: 193 zu 0 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Während der Grossteil des Bundesgesetzes über administrative Erleichterungen und
die Entlastung des Bundeshaushalts bereits in der Frühjahrssession 2021 bereinigt
worden war, beschäftigte sich der Nationalrat in der Sommersession 2021 mit der
«Anpassung der gesetzlichen Grundlage zur Nutzung der Daten im
Verarbeitungssystem des Dienstes ÜPF». Diesen Aspekt hatte die KVF-NR, welcher der
Nationalrat diesen zweiten Erlass zugewiesen hatte, in der Zwischenzeit beraten und
dabei unter anderem auch den EDÖB Adrian Lobsiger sowie die Kripo-Chefin der
Kantonspolizei Zürich, Lentjes Meili, angehört. Kommissionssprecher Fluri (fdp, SO)
präsentierte dem Rat den Entwurf. Wie bereits in der Kommissionsberatung drehte sich
die anschliessende Diskussion um die Frage, was genau das Ziel dieser
Gesetzesänderung sei. Kurt Fluri erachtete den vorliegenden Entwurf als «gesetzliche
Grundlage für die Visualisierungsfunktion des Datenverarbeitungssystems des Dienstes
ÜPF». Damit soll eine bisher nur in der Verordnung geregelte Analysefunktion gesetzlich
verankert werden, die es den Strafverfolgungsbehörden der Kantone ermögliche,
«Schlüsse zu Personennetzwerken sowie zu Kommunikations- und
Bewegungsgewohnheiten» zu ziehen, ohne ein eigenes Analysesystem aufbauen zu
müssen. Entsprechend erachte die Kommissionsmehrheit diese Vorlage als
«Verbesserung der Rechtsgrundlage, nicht aber [als] Ausweitung der
Datensammlungen». Der EDÖB befürworte gemäss Fluri die Schaffung der gesetzlichen
Grundlage, habe aber betont, dass sie nicht «im Sinne einer Zweckänderung oder
-erweiterung» ausgelegt werden dürfe. Eine Minderheit Pult (sp, GR) bezweifelte
hingegen die Darstellung der Verwaltung, dass «die Analysefunktion [...] in der Praxis
eine reine Visualisierungsfunktion» sei, zumal eine Analyse weiter gehe als eine
Visualisierung. So habe der Datenschutzbeauftragte in der Kommissionssitzung erklärt,
dass es neben einer Visualisierung auch um Alarmierung und Sprechendenerkennung
gehe. Davon sei bisher aber noch nie die Rede gewesen. Da somit unklar sei, was genau
denn nun das Ziel dieses Entwurfs sei, müsse der Bundesrat in einem Zusatzbericht den
Zweck des Gesetzes erläutern. Folglich verlangte die Minderheit Pult eine Rückweisung
dieser zweiten Vorlage an den Bundesrat. Vor der Abstimmung verdeutlichte
Bundesrätin Karin Keller-Sutter die Möglichkeiten dieser Analysefunktion: Damit
könnten die Strafverfolgungsbehörden «Schlüsse aus Personennetzwerken sowie
Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten» ziehen, Gespräche mithören,
nachhören oder verschriften, Vorgänge kommentieren, eine Alarmfunktion
programmieren, wenn eine Person einen bestimmten Perimeter betritt, sowie eine IP-
Analyse oder eine Spracherkennung durchführen. Dabei würden aber nur Daten
verwendet, deren Sammlung ein Zwangsmassnahmengericht genehmigt habe. Keine
dieser Funktionen sei zudem neu, alle würden jetzt bereits durch die entsprechende

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Verordnung geregelt, betonte sie überdies. In der Folge sprach sich der Nationalrat mit
104 zu 70 Stimmen gegen den Rückweisungsantrag Pult aus; Unterstützung fand dieser
bei der SP, den Grünen und der GLP. Auch zwei Minderheitenanträge Trede (gp, BE) auf
Streichung der entsprechenden Bestimmungen fanden im Rat keine Mehrheit. Mit 105
zu 80 Stimmen (bei 1 Enthaltung) hiess der Nationalrat den Entwurf in der
Gesamtabstimmung gut. Neben den ablehnenden Fraktionen der SP, der Grünen und
der Grünliberalen sprach sich auch Lukas Reimann (svp, SG) gegen den Entwurf aus. 4

Im Ständerat führte die Anpassung der gesetzlichen Grundlage zur Nutzung der Daten
im Verarbeitungssystem des Dienstes ÜPF – konkret also die Aufnahme der
entsprechenden Regelungen der Verordnung ins Bundesgesetz betreffend die
Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs – in der Herbstsession 2021 zu keinen
Diskussionen mehr. Der Ständerat stimmte der Konkretisierung und Ausformulierung
der Bearbeitungsfunktion im Verarbeitungssystem, wie sie der Nationalrat eingefügt
hatte, stillschweigend zu und hiess das Gesetz in der Folge mit 38 zu 0 Stimmen
einstimmig gut. 

In den Schlussabstimmungen blieben die Lager im Nationalrat gespalten: SP, GLP und
Grüne lehnten die Gesetzesänderung weiterhin ab. Insgesamt sprach sich die grosse
Kammer mit 112 zu 83 Stimmen (bei 1 Enthaltung) für die Revision aus, während die
Zustimmung des Ständerats erneut einstimmig (44 zu 0 Stimmen) ausfiel. Somit wurde
nach dem ersten Teil des Bundesgesetzes über administrative Erleichterungen und die
Entlastung des Bundeshaushalts, der bereits in der Frühjahrssession 2021 gutgeheissen
worden war, in der Herbstsession 2021 nun auch der zweite Teil des Projekts
abgeschlossen. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Im März 2017 nahm der Bundesrat ein Projekt für strukturelle Reformen in der
Bundesverwaltung an die Hand, mit dem der Spielraum im Bundeshaushalt mittel- und
langfristig erhöht werden sollte. Damit könne das Vorhaben gemäss EFD als Fortsetzung
des Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspakets 2014 und des
Stabilisierungsprogramms 2017-2019 erachtet werden und trage den Forderungen des
Parlaments nach einer Aufgabenüberprüfung Rechnung. Der Bundesrat definierte drei
Reformstossrichtungen, nämlich die Effizienzsteigerungen im Hoch- und Tiefbau, in der
Informatik und bei den Publikationen, eine Überprüfung der Bagatellsubventionen
sowie Aufgabenverzichte, Leistungsreduktionen, Auslagerungen und strukturelle
Reformen bei den gebundenen Ausgaben. Im November 2017 verabschiedete der
Bundesrat ein ausführlicheres Vorgehenskonzept, das konkrete Massnahmen
beinhaltete. So sollten unter anderem Ausgabenbindungen, zum Beispiel durch die
Reduktion der Indexierung der Einlage in den Bahninfrastrukturfonds (BIF), gelockert
werden; organisatorische Anpassungen in der Bundesverwaltung, zum Beispiel die
Neupositionierung von Agroscope, vorgenommen werden; und Effizienzsteigerungen,
zum Beispiel im Hochbau oder bei den Publikationen, angestrebt werden. Im
September 2019 berichtete der Bundesrat, dass er den letzten Aspekt, die
Effizienzsteigerungen, umgesetzt habe und dabei Einsparungen von rund CHF 50 Mio.
erzielt werden konnten. 

Im August 2018 präsentierte der Bundesrat den zweiten Schritt des Reformprojekts,
bestehend aus 36 Reformen – verteilt über alle Departemente. Diese hatten eine
Lockerung der Ausgabenbindungen oder im weiteren Sinne eine Optimierung von
Verwaltungsstrukturen und den Bürokratieabbau zum Ziel. Diese Reformen würden nun
von den Departementen weiterverfolgt, wobei Letztere ihrerseits Vertiefungsaufträge
erteilen könnten, erklärte der Bundesrat. Die meisten dieser Massnahmen zogen keinen
Rechtsetzungsbedarf nach sich; lediglich sechs Vorhaben erforderten
Gesetzesanpassungen. Zu diesen präsentierte die Regierung im September 2019 einen
Mantelerlass mit dem Titel «Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die
Entlastung des Bundeshaushalts». Damit sollten eine Reduktion der Indexierung der
Einlage in den Bahninfrastrukturfonds (BIF) und ihre Anbindung an das Wachstum der
Bundeseinnahmen (Eisenbahngesetz und Bahninfrastrukturfondsgesetz), eine
Neuregelung der Finanzierung der amtlichen Vermessung (Geoinformationsgesetz), die
Schaffung einer Verpflichtung subventionssprechender Bundesämter zu schriftlichen
Prüfkonzepten (Subventionsgesetz), eine Berechtigung für die EZV, die Tabaksteuer bei
nicht fristgerechter Einreichung der Steuerdeklaration nach Ermessen veranlagen zu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2017
ANJA HEIDELBERGER
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können (Tabaksteuergesetz), sowie eine Vereinfachung der Finanzierung der
Fernmeldeüberwachung (Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs) vorgenommen werden. 

Ziel der Vorlage war es, den Bundeshaushalt administrativ und finanziell zu entlasten,
wobei das Entlastungspotenzial gemäss Bundesrat von der Entwicklung der Teuerung
abhängig sei. Denkbar sei aber eine Entlastung um mehr als CHF 100 Mio. in 10 Jahren,
erklärte der Bundesrat. Allgemein verzichtete er jedoch auf die Formulierung eines
Sparziels, da nicht die kurzfristige, sondern eine mittel- oder langfristige Entlastung im
Vordergrund stehe. 
In der Folge gab der Bundesrat seine Vorlage in die Vernehmlassung, diese dauert bis
Mitte Dezember 2019. 6

Die Vernehmlassung zum Bundesgesetz über administrative Erleichterungen und die
Entlastung des Bundeshaushalts dauerte von September bis Dezember 2019, wobei 62
Antworten eingingen. Es beteiligten sich alle Kantone, fünf in der Bundesversammlung
vertretene Parteien sowie 31 Organisationen und Verbände. Einerseits wurden zwar
regelmässige Aufgabenüberprüfungen, Effizienzsteigerungen und die Schaffung neuer
Handlungsspielräume im Bundesbudget begrüsst, insbesondere die Bürgerlichen
erachteten das Projekt aber als wenig ambitiös. Zudem wurde daran erinnert, dass die
Änderungen kostenneutral sein sollten, es nicht zu Lastenverschiebung zu den
Kantonen und Privaten kommen sollte und die Umsetzungskosten verhältnismässig sein
müssten. 
Die einzelnen zu ändernden Gesetze kamen bei den Vernehmlassungsteilnehmenden
ganz unterschiedlich an. Kaum auf Widerstand stiess die Änderung des
Tabaksteuergesetzes. Hier sollte die Möglichkeit geschaffen werden, bei verspäteten
Steuerdeklarationen eine Steuerveranlagung nach Ermessen durchzuführen. Dagegen
wehrte sich einzig der Kanton Tessin, der darauf hinwies, dass das Tabakproduktegesetz
gerade vom Parlament behandelt werde und das Ende dieser Behandlung abgewartet
werden solle. 
Kaum ablehnende Stellungnahmen, aber doch einige Vorbehalte wurden zur Anpassung
des Geoinformationsgesetzes angebracht. Dieses wollte die Steuerung der amtlichen
Vermessung mit Programmvereinbarungen stärken, wobei die ebenfalls geplanten
Mittelverschiebungen jedoch nicht der Strategie der amtlichen Vermessung 2020-2023
entsprächen, wie kritisiert wurde. Der Kanton Waadt wehrte sich zudem gegen den
Verlust der Mitsprachemöglichkeit durch die neue Regelung.
Ähnlich erging es dem Subventionsgesetz, gemäss dem beitragsgewährende
Bundesämter neu risikoorientierte Prüfkonzepte erstellen sollten. Hier wurden
Befürchtungen zu Kosten und Nutzen der Subventionsüberprüfung geäussert. 
Kritischer wurden die Änderungen des Eisenbahngesetzes und des
Bahninfrastrukturfondsgesetzes bezüglich der Darlehen und der Indexierung der BIF-
Einlagen kommentiert. Neu sollten sämtliche Darlehen für Investitionen in die
Bahninfrastruktur in den BIF übertragen werden, was Befürchtungen vor einer Trennung
von Betrieb und Infrastruktur laut werden liess. 
Besonders viele Vorbehalte wurden bezüglich der Vereinfachung der Finanzierung der
Post- und Fernmeldeüberwachung (ÜPF) durch die Einführung von Pauschalen laut. So
sei etwa nicht klar, wie die Pauschalisierung zu Kosteneinsparungen führen und die
Erhöhung des Kostendeckungsgrades ermöglichen solle. Mehrfach kommentiert wurde
auch die Entschädigung der Mitwirkungspflichtigen, die entweder gelobt oder kritisiert
wurde. 7
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